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Einwanderung wird als guter 
Königsweg für alternde Ge-
sellschaften angesehen. Dass 
dem nicht so ist, legt Professor 
Herwig Birg faktenreich dar.
Sehr geehrter Herr Profes-
sor Birg, in Ihrem Buch ›Die 
alternde Republik und das 
Versagen der Politik‹ stellen 
Sie fest, dass die entschei-
dende Ursache für die Be-
völkerungsschrumpfung in 
Deutschland die niedrige 
Geburtenrate ist. Deren Er-
höhung lehnt die Bundes-
regierung ab, da sie der An-
sicht ist, dass eine Erhöhung 
der Geburtenrate wegen 
der Bevölkerungs- und Ras-
senpolitik Deutschlands in 
der Nazizeit sich von selbst 
Zuwanderung ist keine 1A-Chance
Einem großen Irrtum auf der Spur 
verbiete. Mit anderen Wor-
ten: Die Deutschen sollen 
aussterben, weshalb aktuell 
eine massive Zuwanderung 
gefördert wird. Wie bewer-
ten Sie so eine Politik?
Herwig Birg: Fakt ist, dass 
die Zahl der Sterbefälle seit 
Jahrzehnten steigt und die 
Geburtenzahl sinkt.  Simu-
lationsrechnungen zeigen 
jedoch: Wenn in Zukunft 
– ebenso wie in den vergan-
genen vier Jahrzehnten – im 
Durchschnitt pro Frau nur 1,4 
Kinder zur Welt kämen, hätte 
Deutschland beispielsweise 
in dreihundert Jahren immer 
noch so viele Einwohner wie 
im Mittelalter – rund zehn 
Millionen. Bis dahin könnte 
die Geburtenrate theoretisch 
wieder ansteigen und das 
Wachstum von Neuem be-
ginnen. Angesichts des um 
sich greifenden Kulturrela-
tivismus wird die Kultur der 
Deutschen wahrscheinlich 
lange vor deren Verschwin-
den Geschichte sein. Dafür 
genügt eine Zeitspanne von 
wenigen Generationen.
Immer mehr Menschen 
wagen aus verschiedenen 
Gründen nicht mehr den 
Schritt zur Elternschaft und 
bleiben zeitlebens kinderlos. 
In Ihrem Buch ist jedoch zu 
lesen, dass die Geburtenrate 
derjenigen, die sich für Kin-
der entscheiden, hoch genug 
wäre, um die hiesige Bevöl-
kerung auch ohne Zuwan-
derung konstant zu halten. 
Wird hier von interessierter 
Seite ein falsches Bild ver-
mittelt, um Einwanderung 
als Notwendigkeit darzu-
stellen, obwohl dies gar 
nicht der Fall ist? Bitte erläu-
tern Sie den Sachverhalt.
Birg: Die Bevölkerung spal-
tet sich immer mehr in eine 
Gruppe, die zeitlebens kin-
derlos bleibt, und in eine 
Gruppe mit Kindern. Die 
Gruppe mit Kindern hat im 
Durchschnitt seit Jahrzehn-
ten unverändert die ideale 
Zahl von zwei Kindern je 
Frau. Dieser entscheidende 
Sachverhalt ist weitgehend 
unbekannt, dabei kann seine 
Bedeutung gar nicht über-
schätzt werden. Denn unser 
umlagefinanziertes Renten-, 
Kranken- und Pflegeversi-
cherungssystem  ist auf die 
Beitragszahlungen der nach-
wachsenden Generationen 
angewiesen, also auf die Kin-
der derjenigen Mitglieder der 
Gesellschaft, die Beitragszah-
ler erziehen. Das Bundesver-
fassungsgericht hat schon in 
seinem Urteil von 2001 fest-
gestellt, dass für das Funktio-
nieren der drei umlagefinan-
zierten Versorgungssysteme 
zwei Arten von Leistungen 
erforderlich sind: Zum einen 
der monetäre Beitrag, zum 
anderen der viel wichtigere 
„generative“ Beitrag in Form 
der Erziehung von Kindern 
als den künftigen Beitrags-
zahlern. Menschen ohne 
Kinder entrichten nur den 
monetären Beitrag, erwer-
ben aber (fast) die gleichen 
Versorgungsansprüche. Das 
Bundesverfassungsgericht 
sieht darin eine Privilegie-
rung der Kinderlosen, sodass 
der  Gleichheitsgrundsatz 
der Verfassung verletzt wird. 
Würde man diese Verfas-
sungswidrigkeit beseitigen, 
indem man die Beitragssätze 
für Kinderlose erhöht und/
oder deren Renten verrin-
gert, stiege die Geburtenrate 
wahrscheinlich sofort deut-
lich an. Das Urteil wird je-
doch bis heute von der Politik 
systematisch boykottiert. 
Insbesondere Menschen mit 
hoher beruflicher Qualifi-
kation bleiben ohne Kinder. 
Folglich wird der Kinder-
mangel durch die Frauen-
quote weiter verschärft. Was 
schlagen Sie diesbezüglich 
als Gegenmaßnahme vor?
Birg: Bei Frauen mit einfa-
chen beruflichen Tätigkeiten 
wie Reinigung und Entsor-
gung ist die Kinderlosigkeit 
mit weniger als zehn Prozent 
am niedrigsten. Frauen in Be-
rufen mit hohen Qualifikati-
onsanforderungen bleiben 
jedoch zu mehr als 50 Prozent 
zeitlebens kinderlos, und 
typischerweise gibt es vor 
allem in diesen Berufen Frau-
enquoten. Der Verband für 
Familienarbeit wies darauf 
hin, dass die sechs Richterin-
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nen des Bundesverfassungs-
gerichts alle keine Kinder 
haben, auch ihre männlichen 
Kollegen sind überwiegend 
kinderlos. Auf Grund ihres 
Alters sind auch keine Kin-
der mehr zu erwarten. Die 
Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts hat sich 
drastisch zum Nachteil der 
Familien mit Kindern geän-
dert. Die propagierte, aber 
grundgesetzwidrige „Ehe für 
alle“ wird Deutschland noch 
tiefer in die demographische 
und gesellschaftspolitische 
Sackgasse führen. Die Bürger 
müssten Politiker wählen, die 
solche Richter berufen, die 
die Verfassung respektieren.
Sollte sich die Politik nicht 
ändern, zahlen wirtschaft-
lich leistungsfähige Länder 
später einen hohen Preis in 
Form einer Erosion ihrer de-
mografischen Substanz. Wel-
che Szenarien sind denkbar?
Birg: Die Kinderzahl pro Frau 
hat sich im Durchschnitt al-
ler Länder der Welt von 5,0 
im Jahr 1950 auf 2,5 im Jahr 
2015 halbiert, und der Trend 
geht weiter nach unten. Ein 
Vergleich der Länder zeigt: 
Die Kinderzahl pro Frau ist 
umso niedriger, je höher das 
Pro-Kopf-Einkommen und 
die Lebenserwartung ist. In 
Deutschland ist der Entwick-
lungsstand relativ hoch und 
die Geburtenrate mit durch-
schnittlich 1,4 Kindern pro 
Frau entsprechend niedrig, 
sodass die einheimische Be-
völkerung schrumpft. Gleich-
zeitig wandern jedes Jahr 
wesentlich mehr Menschen 
aus dem Ausland zu als im 
Inland geboren werden (rund 
715 000 Geborene versus ein 
bis zwei Millionen Zuwan-
derer). Bereits ein Viertel der 
Bevölkerung Deutschlands 
hat einen Migrationshinter-
grund. Die zugewanderte 
Bevölkerung wächst durch 
ihre Geburtenüberschüsse 
und durch immer neue Zu-
wanderungen stetig weiter, 
während die einheimische 
schrumpft 
Sollten Menschen steuerlich 
unterschiedlich behandelt 
werden, wenn diese min-
destens zwei Kinder groß-
gezogen haben? Denkbar 
wäre beispielsweise eine 
Beibehaltung einer besse-
ren Lohnsteuerklasse oder 
die spätere Rückzahlung der 
Grunderwerbsteuer auf die 
damals gekaufte Immobilie.
Birg: Die Belastung durch 
Steuern ist nach dem Fami-
lienstand und der Kinderzahl 
differenziert. Aber dadurch 
werden Familien mit Kindern 
nicht ausreichend entlastet, 
zumal sie auf Grund ihrer 
Konsumstruktur durch die 
Mehrwertsteuer wesentlich 
mehr belastet werden als die 
Haushalte ohne Kinder. Hin-
zu kommt der Aufwand für 
die Erziehung von Beitrags-
zahlern der Renten-, Kran-
ken- und Pflegeversicherung. 
Eine Verbesserung wäre die 
Einführung des französi-
schen Familiensplittings bei 
der Einkommenssteuer, in-
dem auch die Zahl der Kinder 
berücksichtigt wird, nicht nur 
die beiden Eheleute. Auch die 
Beibehaltung einer günstige-
ren Lohnsteuerklasse wäre 
eine Möglichkeit, ebenso 
die spätere Rückzahlung 
der Grunderwerbsteuer, al-
lerdings wäre zu prüfen, ob 
dies eine Benachteiligung 
der Mieter bedeuten würde, 
die den Gleichheitsgrundsatz 
verletzt. Es mangelt nicht an 
Verbesserungsvorschlägen, 
sondern am politischen Wil-
len zur Umsetzung.
Die Politik hatte zur Steige-
rung des Kinderwunsches 
1986 ein Erziehungsgeld ein-
geführt. Mit welchem Erfolg?
 
Birg: Das Mitte der 80iger 
Jahre eingeführte Erzie-
hungsgeld wirkte, wenn 
auch nur schwach und se-
lektiv. Das gleiche gilt für die 
Anrechnung der Erziehungs-
zeiten bei der Rente der 
Mütter. Bei Frauen, die be-
reits zwei oder mehr Kinder 
hatten, erhöhte sich durch 
diese Maßnahmen die Wahr-
scheinlichkeit für die Geburt 
eines weiteren Kindes. Aber 
bei Frauen, die noch kinder-
los waren, war die Wirkung 
gleich Null. Dies bedeutet: Je 
mehr sich die Frauen in ihrer 
Biographie durch die Geburt 
von Kindern bereits langfris-
tig festgelegt haben, desto 
größer ist die zu erwartende 
Wirkung einer familienpoli-
tischen Maßnahme auf die 
Wahrscheinlichkeit für die 
Geburt eines weiteren Kin-
des. Aber für die noch kinder-
losen Frauen, die allerwich-
tigste Zielgruppe, müssten 
andere Anreize geschaffen 
werden als für Menschen, die 
sich durch ein oder mehrere 
Kinder schon für ein Leben 
in Elternschaft festgelegt ha-
ben.
Beim Eintritt in das Ren-
tenalter werden Personen 
mit und ohne Kinder gleich 
behandelt. Ist dies in einem 
Umlagesystem gerecht? 
Schließlich zahlen die nun 
erwachsenen Kinder die 
Rentenbeiträge für dieje-
nigen Personen, die sich 
zeitlebens gegen Kinder 
ausgesprochen haben. Hin-
zu kommt, dass die Rente 
dieses Personenkreises auf-
grund der Kinderlosigkeit 
auch noch höher ist, als die 
der Kindererzieher.
Birg: Eine deutliche Staffe-
lung der Rentenhöhe nach 
der Kinderzahl wäre eine 
wirksame Maßnahme zur 
Erhöhung der Geburtenrate. 
Aber auch in der Kranken-
versicherung profitieren kin-
derlose Menschen von den 
Beitragszahlungen der Men-
schen, die Kinder als spätere 
Beitragszahler erzogen ha-
ben. Dagegen wird häufig 
eingewandt, dass Familien 
von der beitragsfreien Mit-
versicherung ihrer Kinder 
in der Krankenversicherung 
profitieren. Dies ist jedoch 
ein Denkfehler, denn jeder 
Mensch profitiert als Kind 
und Jugendlicher von der bei-
tragsfreien Mitversicherung, 
also auch diejenigen, die spä-
ter kinderlos bleiben.
Sehen Sie hier wegen dieser 
Ungerechtigkeit langfristig 
eine Gefährdung des sozia-
len Friedens?
Birg: Die gesellschaftlichen 
Spannungen werden zu-
nehmen, auch wenn es der 
Politik weiterhin gelingen 
sollte, die Bevölkerung durch 
unterlassene Aufklärung in 
diesen Dingen unkundig und 
unmündig zu halten.
Was ist generell zur Ren-
tenproblematik zu sagen? 
Können die Rentner davon 
ausgehen, dass unser Umla-
gensystem stets in der Lage 
sein wird, deren Rente auf-
zubringen?
Birg: Das Rentendefizit be-
trägt bereits über 80 Milli-
arden Euro pro Jahr, und es 
wächst weiter. Denn das Ver-
hältnis zwischen der Zahl der 
Menschen im Ruhestand und 
der Zahl der nachwachsen-
den Erwerbspersonen bezie-
hungsweise Beitragszahler 
wird sich bis zur Jahrhun-
dertmitte mehr als verdop-
peln. Sehr hohe Einwande-
rungen könnten das Problem 
theoretisch entschärfen, 
vorausgesetzt, die Eingewan-
derten finden Arbeitsplätze 
und zahlen Beiträge. Aber 
die in Deutschland gezahl-
ten Beiträge fehlen in den 
Herkunftsländern, wo sie für 
die Rentenfinanzierung der 
Eltern der Zugewanderten 
gebraucht würden. Das Ren-
tenproblem wird durch Ein-
wanderungen nicht gelöst, 
sondern exportiert.
Bundeskanzlerin Angela 
Merkel sieht in Zuwande-
rung einen Gewinn für alle. 
Wie beurteilen Sie diese Aus-
sage?
Birg: Früher beteuerte die 
Bundesregierung: Die Ren-
ten sind sicher. In Wahrheit 
droht Altersarmut. Gebets-
mühlenartig wurde wieder-





holt: Deutschland ist kein 
Einwanderungsland. Nun 
verkündet Bundeskanzlerin 
Angela Merkel in ihrer Neu-
jahrsansprache: Die Zuwan-
derung von Menschen ist ein 
Gewinn für uns alle. Aber die 
Wissenschaft hat das Gegen-
teil bewiesen. Jetzt fehlt nur 
noch, dass die Regierung die 
hohen Zuwanderungen als 
ein Mittel der Bevölkerungs-
politik zur Verringerung der 
Alterung anpreist und gleich-
zeitig eine Politik zur Erhö-
hung der Geburtenrate mit 
dem Argument ablehnt, dies 
sei Bevölkerungspolitik.
Gibt es einen Zusammen-
hang zwischen der Höhe 
der Zuwanderung und der 
Wachstumsrate des Pro-
Kopf-Einkommens?
Birg: Das Wachstum des Pro-
Kopf-Einkommens hängt 
vom Wachstum der drei 
volkswirtschaftlichen Pro-
duktionsfaktoren ›Arbeit‹, 
›Kapital‹ und ›technischer 
Fortschritt‹ ab. Der tech-
nische Fortschritt ist der 
wichtigste Faktor, auf ihm 
beruht mehr als die Hälf-
te der Wachstumsrate des 
Bruttoinlandsprodukts. Tech-
nischer Fortschritt beruht 
auf der Qualifikation des 
Arbeitskräftebestandes. Die 
im internationalen Vergleich 
immer noch gute Qualifika-
tion der deutschen Bevölke-
rung ist ein Standortvorteil 
ersten Ranges. Dieser Vorteil 
wird durch die Zuwanderung 
geschwächt, denn Zuwande-
rer haben deutlich niedrige-
re schulische und berufliche 
Qualifikationen.
Wie steht es mit der Gene-
rationenbilanz zwischen 
Deutschen und Migranten? 
Welchen Finanzierungsbei-
trag erbringen diese zu den 
öffentlichen Haushalten?
Birg: In einer aktuellen Un-
tersuchung des Zentrums 
für Europäische Wirtschafts-
forschung (ZEW) wurde fest-
gestellt, dass die Bilanz der 
individuell zurechenbaren, 
geleisteten und empfange-
nen Zahlungen an den Staat, 
der so genannte „Finanzie-
rungsbeitrag“, bei den Deut-
schen 2012 im Durchschnitt 
pro Kopf höher war als bei 
den Ausländern: 4 000 Euro 
gegen 3 300 Euro.  Auch aus 
der vorausschauenden Per-
spektive der Generationen-
konten ergibt sich, dass in der 
ausländischen Bevölkerung 
erheblich weniger Jahrgänge 
eine positive Generationen-
bilanz als in der deutschen 
Bevölkerung haben. Auslän-
der, die 2012 geboren wur-
den, werden unter Status-
quo-Bedingungen über den 
gesamten Lebenszyklus 
hinweg im Gegenwartswert 
durchschnittlich rund 44 100 
Euro mehr an Transfers er-
halten, als sie an Steuern und 
Beiträgen zahlen. Dagegen 
erbringen die 2012 gebore-
nen Deutschen einen deut-
lich positiven Finanzierungs-
beitrag zu den öffentlichen 
Haushalten. Sie zahlen im Le-
bensverlauf durchschnittlich 
rund 110 800 Euro mehr an 
Steuern und Beiträgen, als sie 
an individuell zurechenbaren 
Transfers empfangen.
Haben Sie Zahlen bezüglich 
der Staatsausgaben für In-
frastruktureinrichtungen 
und Verwaltungsleistungen 
für Deutsche und Migran-
ten?
Birg: Berücksichtigt man 
nicht nur die individuell 
zurechenbaren Zahlungs-
ströme, sondern auch die 
vom Staat im Durchschnitt 





dann ist ebenfalls ein Gefäl-
le zugunsten der Deutschen 
festzustellen: Jedes Neuge-
borene schafft über den gan-
zen Lebensverlauf gerechnet 
ein ganz erhebliches Defizit. 
Bei Ausländerkindern schlägt 
ein Defizit von 196 000 Euro, 
bei den Deutschen ein gerin-
geres Defizit von 41 100 Euro 
zu Buche.
Ist die bemutternde Entwick-
lungshilfe die Ursache für 
anhaltende Armut und so-
mit für die Wanderungsbe-
wegungen in die Industrie-
länder?
Birg: Die bisherige Form der 
Entwicklungshilfe steht zu 
Recht unter Kritik. Der Auf-
bau einer starken Industrie 
wäre die wichtigste Strate-
gie, denn eine positive Ne-
benwirkung einer solchen 
Entwicklungspolitik wäre 
eine Absenkung der Gebur-
tenrate.
Wenn die Fortpflanzungs-
rate mit steigendem Wohl-
stand sinkt, würde dies auch 
dazu führen, dass ständig 
neue Einwanderung erfol-
gen müsste, da auch die Ein-
gewanderten den Bestand 
an Menschen nicht halten 
könnten. Dies würde dazu 
führen, dass Deutschland in 
wenigen Generationen ein 
Vielvölkerstaat wäre, dessen 
Bevölkerung sich wohl den 
gleichen Problemen stellen 
müsste, wie sie heute im 
ehemaligen Jugoslawien 
vorhanden sind. Wie beur-
teilen Sie diese Politik?
Birg: Deutschland hat seit 
1972 trotz hoher Zuwan-
derungen jedes Jahr mehr 
Sterbefälle als Geburten, und 
dieses Defizit wird immer 
größer. Deutschland ersetzt 
den im Inland fehlenden 
Nachwuchs durch Einwan-
derungen, aber die Einge-
wanderten haben ebenfalls 
weniger als zwei Kinder pro 
Frau. Ohne immer neue Ein-
wanderungen würde ihre 
Zahl ebenfalls schrumpfen. 
Auch die hier zugewander-
ten Populationen müssten 
sich  eigentlich fragen, ob 
es für sie nicht besser ist, 
ihren Bestand durch Gebur-
ten im Inland statt durch 
Zuwanderungen zu sichern. 
Es genügt ja nicht, dass eine 
Gesellschaft schön bunt ist, 
denn wenn es ernst wird, 
muss jede Gesellschaft Far-
be bekennen. Aber „bunt“ 
ist keine Farbe. Auch bloße 
Vielfalt ist kein Wert an sich, 
sondern eine wertneutrale 
Eigenschaft, sonst wäre bei-
spielsweise eine mit Steu-
erhinterziehern durchsetzte 
Gesellschaft erstrebenswer-
ter als eine weniger vielfäl-




che und soziale Auswirkun-
gen. Auf was muss man sich 
einstellen, wenn der hohe 
Zustrom fremder Menschen 
auch in Zukunft anhält und 
für diese nicht genug Ar-
beitsplätze vorhanden sind?
Birg: Die Gesellschaft spal-
tet sich in mehrere Gruppen 
von Zugewanderten und 
Einheimischen, wobei die 
Einheimischen bei den un-
ter 40jährigen die Mehrheit 
verlieren. In Großstädten 
ist dieser Wendepunkt fast 
schon erreicht. Deutschland 
verwandelt sich in eine „Mul-
timinoritätengesellschaft“. 
So bezeichne ich eine Gesell-
schaft, bei der die bisherige 
Mehrheitsgesellschaft ihre 
absolute Mehrheit verliert 
und zu einer Minderheit un-
ter anderen Minderheiten 
wird. Daraus ergeben sich 
wirtschaftliche und soziale 
Probleme: Die zugewander-
ten Populationen haben eine 
geringere schulische und be-
rufliche Qualifikationen und 
geringere Einkommen als 
die Einheimischen mit ent-
sprechenden Folgen für den 
sozialen Frieden. Besonders 
schwerwiegend sind die reli-
giös bedingten gesellschaft-
»Die gute Qualifikation der deutschen Bevölkerung 
ist ein Standortvorteil ersten Ranges. Dieser Vorteil 
wird durch die Zuwanderung geschwächt.«
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lichen Probleme, denn für 
einige islamische Gruppie-
rungen stehen die Gebote 
des Korans über dem Grund-
gesetz.
Offizielle Stellen verwei-
sen darauf, dass Kinder von 
Einwanderern häufiger den 
höchsten  Bildungsabschluss 
als deutschstämmige Gym-
nasiasten besäßen. Stim-
men Sie dem zu?
Birg: Als Begründung wer-
den beispielsweise die teil-
weise sehr guten  Schulab-
schlüsse von Schülern aus 
vietnamesischen Familien 
herangezogen. Ich habe kei-
nen Grund, die angeführten 
Beispiele zu bezweifeln. Sol-
che Beispiele sind aber mit 
großer Wahrscheinlichkeit 
nur Ausnahmen von der Re-
gel und nicht einmal  für die 
Gesamtheit der vietname-
sischen Schüler repräsenta-
tiv,  geschweige denn für die 
Gesamtheit der Kinder aller 
zugewanderten Familien aus 
allen Ländern. In der amtli-
chen Schulstatistik schnei-
den Schüler aus Migranten-
familien deutlich schlechter 
ab als einheimische.
Es wird immer wieder be-
hauptet, dass der Arbeits-
markt stark von Migranten 
profitiere, da deren Selbst-
ständigenquote höher sei. 
Fakt oder Mythos?
Birg: Eine Analyse auf der 
Grundlage der Daten der 
Amtlichen Statistik (Mikro-
zensus 2007) ergab, dass der 
Anteil der Selbständigen an 
den Erwerbspersonen bei 
den Einheimischen (=Bevöl-
kerung ohne Migrations-
hintergrund) 10,4 Prozent 
beträgt, bei den Menschen 
mit Migrationshintergrund 
nur 8,1 Prozent. Bei den un-
tersuchten Daten handelt es 
sich um die weitaus größte 
repräsentative Erhebung der 
Amtlichen Statistik mit rund 
800 000 Personen. Ich habe 
diese Ergebnisse in der Frank-
furter Allgemeinen Zeitung 
veröffentlicht, ohne dass 
jemand widersprochen hät-
te. Gegenteilige Ansichten 
beruhen meist auf nicht re-
präsentativen Umfragen von 
wenigen hundert Personen. 
Sogar bei der am häufigsten 
genannten Personengruppe, 
den türkischen Migranten, 
ist die Selbständigenquote 
mit 6,6 Prozent niedriger als 
bei den Menschen ohne Mig-
rationshintergrund.
Unter dem Strich rechnet 
sich Migration also auch 
wirtschaftlich nicht?
Birg: Migration ist volkswirt-
schaftlich ein Minusgeschäft, 
auch wenn einzelne Betriebe 
davon profitieren, dass sich 
das Angebot wenig qualifi-
zierter Arbeitskräfte durch 
Zuwanderungen erhöht, mit 
der Folge, dass sich das Lohn-
niveau verringert.
Stünde unser Land demnach 
besser da, wenn der fehlende 
Nachwuchs nicht durch Ein-
wanderung, sondern durch 
Geburten im Inland erneu-
ert worden wäre?
Birg: Wirtschaftlich betrach-
tet wäre es für Deutschland 
zweifellos günstiger, wenn es 
seinen Arbeitskräftebedarf 
durch eigenen Nachwuchs 
statt durch Zuwanderungen 
aus dem Ausland decken 
würde. Auch die gesellschaft-
liche Entwicklung wäre stabi-
ler und weniger durch Vertei-
lungskonflikte und kulturelle 
Gegensätze geprägt. Stehen 
die Gebote des Koran über 
dem Grundgesetz oder um-
gekehrt? Dass eine solche 
Frage überhaupt diskutiert 
wird, sollte ein Warnzeichen 
sein.
In Ihrem Buch ist zu lesen, 
dass in einigen Großstädten 
die Gruppe der Zugewander-
ten bei den unter 40-jähri-
gen bereits die 50 Prozent-
Schwelle erreicht hat. Aus 
amtlichen Werken kann der 
Bürger dies nicht ohne Wei-
teres erkennen. Wie beurtei-
len Sie diese Art von Infor-
mationspolitik?
Birg: Auf dem Gebiet der 
Demographie kann man 
in Deutschland nicht von 
einer Informationspolitik 
sprechen, allein schon die 
Umdeutung der demogra-
phischen Risiken in so ge-
nannte „Chancen“ ist ein 
Zeichen dafür, dass wir es mit 
Desinformationspolitik und 
Propaganda zu tun haben. 
So stellte beispielsweise die 
frühere Bundesministerin 
für Bildung und Forschung, 
Annette Schavan, das von 
ihr ausgerufene „Wissen-
schaftsjahr 2013“  unter das 
Motto „Die demographische 
Chance“. Nach dieser Logik 
war das Flächenbombarde-
ment deutscher Städte im 
Zweiten Weltkrieg keine 
Katastrophe, sondern eine 
„Chance“ für den Wiederauf-
bau.
Die Einwanderung wird 
vom Rat für Migration als 
Normalfall und die Sess-
haftigkeit als Ausnahme 
betrachtet. Wie jedoch Hoch-
kulturen zeigen, sind diese 
erst entstanden, nachdem 
sie sesshaft geworden sind. 
Ihr Wohlstand hat es er-
laubt, vielen Menschen Brot 
und Arbeit zu geben. Werden 
in dieser Frage Fakten igno-
riert?
Birg: Der Initiator des ›Sach-
verständigenrats deutscher 
Stiftungen für Integration 
und Migration‹, Klaus Jürgen 
Bade, stellte in einer Veröf-
fentlichung des Instituts für 
Migrationsforschung und 
interkulturelle Studien eine 
Verbindung her zwischen der 
Ausbreitung der  prähistori-
schen Menschen aus Afrika 
nach Europa und den Ein-
wanderungen nach Deutsch-
land in unserer Zeit. Bade 
vertritt die These, die Mig-
ration des Menschen sei der 
Normalfall, Sesshaftigkeit 
die Ausnahme: Der Mensch 
ist ein „homo migrans“. Bis-
her lernten wir in der Schule, 
dass sich das Sesshaft-Wer-
den an das Stadium der Jä-
ger und Sammler anschloss. 
Bade sieht dies anders: Die 
Zuwanderungen sind nach 
seiner These als „Normalfall“ 
zu betrachten, weil der homo 
migrans lieber wandert als 
sesshaft ist. In Deutschland 
kann wissenschaftlich dra-
pierter Quark gar nicht abs-
trus genug sein, um mit den 
steuerlich begünstigten Gel-
dern der Stiftungen geför-
dert zu werden, er muss nur 
politisch korrekt sein.
Wie sehen Sie die Zukunft 
Deutschlands und Europas 
angesichts der aktuellen Zu-
wanderungspolitik?
Birg: Für Deutschlands Zu-
kunft sehe ich ein positives 
und ein negatives Szenario. 
Beide sind jetzt vielleicht 
noch gleich wahrscheinlich. 
Aber wenn die Zuwande-
rungen nach Europa und 
Deutschland nicht wirksam 
verringert werden, ist das 
negative Szenario das wahr-
scheinlichste. Das positive 
nimmt an, dass die Zuge-
wanderten in Teilen Arbeit 
finden, Steuern zahlen und 
ein wenig zum Bruttoin-
landsprodukt beitragen, so-
dass wenigstens ein Teil der 
Pro-Kopf-Kosten der Zuge-
wanderten kompensiert wer-
den kann. Zu dieser positiven 
Sicht gehört, dass uns die 
Welt dann als ein strahlen-
des Vorbild der Hilfsbereit-
schaft und weniger als eins-
tigen Nazi-Schurkenstaat 
wahrnimmt. Das negative 
Szenario beschreibt eine öko-
nomisch schwer belastete 
Republik, deren Demokratie 
und Wohlstandsentwicklung 
gefährdet ist, weil die gesell-
schaftliche Balance aus dem 
Gleichgewicht gerät und der 
innere Frieden zerstört wird. 
Herr Prof. Birg, 
vielen Dank 
für das Inter-
view.
herwig-birg.de
